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Gang der Untersuchung 

A. Aufgabenstellung 

Das württembergische Hauptstaatsarchiv in Stuttgart verwahrt Aktenbestän-
de, deren Bedeutung für die Entwicklung des Urheberrechtes von der wissen-
schaftlichen Forschung bislang überhaupt noch nicht gewürdigt wurde. 
Jahrhundertelang stellte Württemberg wie die meisten anderen deutschen Terri-
torialstaaten im Alten Reich lediglich Einzelprivilegien zum Schutz gegen den 
Nachdruck aus. 

Mit dem „Rescript“ vom 25. Februar 1815 ging das Königreich Württem-
berg bei der Vergabe von Privilegien gegen den Nachdruck unterdessen eigene 
Wege. Das „Rescript“ von 1815 schuf nämlich einen allgemeineren Rahmen 
für die künftige Privilegienerteilung und wurde mehrere Jahrzehnte lang ange-
wendet. Die aus der Erteilungspraxis der Privilegien angefallenen Akten bieten 
eine seltene Gelegenheit für die Forschung; mehrere hundert Vorgänge können 
Aufschluss darüber geben wie ein Vergabeverfahren für Privilegien ablief und 
welche Hintergründe und Motive für die Entscheidung maßgeblich waren. Da-
bei bot die Vielzahl der Anträge und Vorgänge die Möglichkeit, den bisherigen 
Forschungsstand zum „Privilegiensystem“ neu zu beurteilen und zu korrigieren. 

B. Forschungsstand 

Bisherige Forschungsarbeiten kämpften bei der Untersuchung der Privile-
gienvergabe mit der Schwierigkeit, dass ein Privileg grundsätzlich nur für den 
Einzelfall Geltung beanspruchen kann, mithin Verallgemeinerungen erschwert. 
Daraus ergab sich das wissenschaftliche Desiderat, eine hinreichend große Zahl 
aussagekräftiger Akten auszuwerten und zu vergleichen. Da solche Detailstu-
dien bislang fehlten, waren allgemeine und zugleich überzeugende Aussagen 
zur Praxis des älteren Privilegienwesens stark erschwert. Bisherige Untersu-
chungen bezogen sich durchweg auf die kaiserlichen Privilegien im Alten 
Reich, während die späten „Privilegiensysteme“ so gut wie unbeachtet blieben. 
Zwar gibt es für einzelne Staaten im Deutschen Bund brauchbare Ansätze, die 
in dieser Untersuchung selbstverständlich Erwähnung finden werden. Der rei-
che württembergische Bestand ist aber bis heute noch nicht gesichtet worden. 
Daraus ergab sich die Aufgabe dieser Habilitationsschrift, die beschriebene 
Forschungslücke zu schließen.  
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C. Quellenlage 

Im württembergischen Hauptstaatsarchiv in Stuttgart liegen die einschlägi-
gen Akten des Ministeriums des Innern E 146, deren Büschel-Nummern 5113 
bis 5468 Hauptquellen für die württembergische Privilegien-, aber auch für die 
Zensurpraxis darstellen. Die Akten des Königlichen Geheimen Rats ergänzen 
die Akten insoweit, als sie für die Vorarbeiten des Rescripts von 1815 betref-
fend das Verbot des Büchernachdrucks wertvolle Hinweise enthalten. 

Erkenntniserweiternd sind ferner die Akten des Ministeriums der Auswärti-
gen Angelegenheiten (Abt. Neuere Staatsverträge) sowie die königlichen Kabi-
nettsakten, Gesetze und Verordnungen (1806-1904). Die Akten des württem-
bergischen Kultusministeriums sowie die Berichte des „Königlichen Studienra-
tes“ wurden 1944 im Zweiten Weltkrieg ein Opfer der Flammen und konnten 
bedauerlicherweise nicht konsultiert werden. Allerdings gelangten systematisch 
Abschriften dieser Berichte in die Akten, die beim Ministerium des Innern ge-
führt wurden. 

Die gedruckten amtlichen Verlautbarungen wie die Regierungsblätter, die 
amtlichen Hof- und Staatshandbücher sowie die Landtagsprotokolle erlauben 
darüber hinaus zuverlässige Schlüsse.  

D. Aufbauskizze der Arbeit 

Der erste Teil (Der Schutz gegen Büchernachdruck: Allgemeine Grundla-
gen) behandelt die Fundamente, ohne weder den besonderen Bezug zum Schutz 
gegen Nachdruck noch die einschlägige württembergische Rechtsentwicklung 
aus den Augen zu lassen. Das erste Kapitel beleuchtet Begriff, Arten und Inhalt 
von Privilegien generell und mit besonderer Berücksichtigung der Diskussion 
des ausgehenden 18. Jahrhunderts. Dazu werden die zeitgenössische Literatur 
herangezogen und hier vornehmlich Autoren wie Pütter, Moser, Lobethan, von 
Martini, Fredersdorff, Glück, Klüber, Gros, von Rotteck und Sibeth. Darüber 
hinaus dienen jüngere Darstellungen von Mohnhaupt, Gieseke, Wadle, Klippel 
sowie Lieb als Ausgangsbasis; hierzu gibt das Literaturverzeichnis am Ende 
nähere Auskunft. Das zweite Kapitel zeichnet die Bemühungen um ein einheit-
liches Urheberrecht in den Anfangsjahren des Deutschen Bundes nach, wobei 
sowohl die theoretische Diskussion als auch die Gesetzgebung Badens und 
Preußens als Vorbilder zur Sprache kommen. Das dritte Kapitel widmet sich 
dem „Sonderfall“ Württemberg, das mit seiner frühen Festlegung auf ein durch 
das Rescript von 1815 gesteuertes Privilegienwesen mehr als zwei Jahrzehnte 
lang den Übergang zu einem gesetzlichen Schutz bremste, der durch die fort-
schrittlicheren Vorgaben des Deutschen Bundes seit 1832 nicht mehr aufzuhal-
ten war. Württemberg galt neben Österreich als „Bedenkenträger“ zu diesem 
gewissermaßen von außen erzwungenen Prozess der Urheberrechtsreform. 
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Der zweite Teil schildert die Rahmenbedingungen für den Nachdruckschutz 
in Württemberg im Allgemeinen. Das erste Kapitel entfaltet die Entwicklung 
Württembergs in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht und bietet Einzelhei-
ten zum verfassungsrechtlichen Status des Königreichs. Vermittelt durch § 3 
der württembergischen Verfassung von 1819 problematisiert die Darstellung 
die „gemeinnützigen Anordnungen“ auf Bundesebene, zu denen der Wiener 
Schlussakte zufolge auch die Umsetzung des Artikels 18d der Bundesakte ge-
hörte. Die Frage, unter welchen verfassungsrechtlichen Bedingungen das Kö-
nigreich die Bundesbeschlüsse von 1832, 1837 und 1845 umsetzen konnte, 
wird verzahnt mit der innerwürttembergischen Diskussion um den Nachdruck-
schutz, die insbesondere im Zeitraum 1820-1824 sehr lebendig war. Das zweite 
Kapitel befasst sich mit der starken Verankerung Württembergs in der Traditi-
on des Privilegienwesens, namentlich auf wirtschaftlichem Gebiet, und dessen 
Folgen für die Behandlung des Nachdruckschutzes: Bis zur Anpassung an die 
Vorgaben des Bundes nach 1836 dominierte das mit der Zensur verkoppelte 
Privilegiensystem. Anschließend soll der einschlägige Aktenbestand vorgestellt 
und nach Inhalt und Zuschnitt charakterisiert werden, wobei die Geltungsdauer 
der Privilegien sowie die ablehnenden Bescheide besonders eingehend beo-
bachtet werden. 

Der dritte Teil der Arbeit nimmt sich die primäre Rechtsgrundlage für die 
Privilegienerteilung vor, nämlich das „Rescript“ vom 25. Februar 1815 (Die 
Entstehungs- und Wirkungsgeschichte des Rescripts von 1815). Ein Blick auf 
die fundamentalen Veränderungen im Buch- und Verlagswesen seit dem späte-
ren 18. Jahrhundert, auf die Zunahme der Buchproduktion und auf die Auswei-
tung des Nachdrucks im süddeutschen Raum, allen voran auf Württemberg, 
bietet als erstes Kapitel die Ausgangsbasis für eine genauere Darstellung des 
württembergischen Weges der Verknüpfung von Zensur und Privilegienwesen 
(zweites Kapitel). Diese Verbindung von Zensur und Privilegienwesen, die bis 
in die Zeit des Übergangs zur allgemeinen Gesetzgebung in den späteren 
1830er Jahren erhalten blieb, bestimmte die Privilegienvergabe maßgeblich. 
Die Zensurverordnung verlangte eigene Behörden, namentlich das „Ober-
Censur-Collegium“ (bis 1817) und im Anschluss daran, nach der Einführung 
der Preßfreiheit im Jahre 1817, den „Geheimen Rat“ sowie den „Königlichen 
Studienrat“; mit dem Studienrat kannte die Folgezeit eine Behörde, die dank ih-
rer „Mehrfachfunktion“ (sie war auch Schulaufsichtsbehörde) gut geeignet er-
schien, die Privilegienvergabe fachlich zu begleiten. Das dritte Kapitel be-
schreibt die Entstehung des „Rescripts“ im Kontext des Wiener Kongresses. 
Die bisher unbekannten Entwürfe werden ebenso vorgestellt wie der Kampf der 
am Nachdruck interessierten Verleger gegen jede sie störende Maßnahme im 
Deutschen Bund. Die Analyse wendet sich anschließend, im vierten Kapitel, 
der Privilegienvergabe selbst zu. Dabei setzt sie schon vor Erlass des „Resc-
ripts“ ein und schildert die Praxis der Jahre danach. Die zuerst behandelten An- 
 


